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Kap 11 vermittelt eiınen Exkurs ber das Zusammenspiel VO:  3 Gefühl, Wille un
Verstand, w1e siıch das in den vOorausgegangsCNCN Darstellungen un Überlegungen
gezeigt hat Obwohl diese Reflexionen ıcht wertlos sind, leidet m. E die Ge-
schlossenheit des Buches diesem Anhan

Hınzuweisen 1st noch auf das ausführliche Verzei  nıs (301 {I.) der einschlägıgen
deutschen un: amerikanıiıschen Literatur. Eın bedeutsames Buch, lebendig un csehr
lesbar geschrieben. Es beleuchtet hervorragend diıe Möglıchkeiten heutiger Psycho-
therapıe nd deren thische Relevanz, nd legt damıt ıne Verbindung den
Fragen eines Zusammenlebens 1m Geiste Jesu, se1 CN 1n der Weltr der 1mM Orden

Platzbecker; Sanı
Jurzna; Jose CS Das Diıenst- UN Arbeitsrecht ım Bereich der Kırchen ın der

Bundesrepublik Deutschland 10) Gr. 8 (195 Berlin 1979
Duncker Humblot.
Dıie Rechtslage der Dienstnehmer kırchlicher Einrichtungen 1n der Bundes-

republik be1i den beiden „großen“ Kirchen rund 1/5 Million tindet
neueEeSITENS lebhaftes Interesse, daß die beiden führenden arbeitsrechtlichen Zeıit-

riften, Zuerst „Arbeit un: Recht“ (den Gewerkschatten nahestehend), kurz darauf
auch „Recht der Arbeit“ ihr 7welıtes Heftt 1979 Banz diesem Gegenstand yewidmet
haben Fast leichzeitig erscheint auch das 1er besprechende Werk, dessen Ver-
fasser uch rüher schon gyewichtige Beıtrage diesem Gegenstand geleistet hat,

u. ın „LEssener Gespräche Z e1. Kırche un SftAist:., (S diese Z s
4A9 Z 628/9). Seiıne Ausführungen S1N. teıls rechtstheologischer, teıls staatskirchen-
rechtlicher Natur; 1n beiden Fällen, VOTr allem 1mr kommt das unterschied-
lıche Selbstverständnıis der katholischen Kıiırche un der evangelischen Kirchen,
namentli: 1n bezug auf ihr Amtsverständnis FAr Tragen.

In rechtstheologischer Hinsicht 1St die Rechtsstellung der Kirchendiener, Iso
auch VO  3 Laıen 1M kirchlichen Dıienst, völlig unabhängig VO Staatskirchenrecht
einzelner Länder tür die ' kath Weltkirche eın un dieselbe entfaltet S1€e

Hand eıner Aussage der Priäambel, die der Gesamtverband der Bistümer in der
Bundesrepublik Deutschland der VO'  3 ıhm erlassenen „Rahmenordnung für eine
Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO)“ vorangestellt hat S 16QET Dienst 1n der
Kirche repräsentiert 1in seiner besonderen Aufgabe den Dienst Christi“; diese Aus-
Sagc bezieht 1Ur autf das kirchliche Werk, sondern ausdrücklich auch auf
den VO  3 jedem einzelnen Mitarbeiter persönlich geleisteten Dienst; dürfte die
Priambel 1n der Tat gemeınt se1in. Auf den Widerspruch vieler Betrottener un:
auf die VO  —3 mM1r erhobenen Juridischen un theologischen Einwendungen hın haben
jedoch die nox:drhc_aip—vnres_tfälisgheg Bischötfe und der Bischof VO  e Limburg (ob uch

CeIC, 1St 11117 nıcht ekannt diese Priambel als unhaltbar gestrichen un re
MAVO iın ıhren Amtsblättern Ahne diese Priambel verkündet; andere Bistümer,
darunter auch dasjenige, 1n dessen Dienst selbst steht, haben dieser Ver-

unglückten Fassung festgehalten. Unter diesen Umständen kann INa  Z das in ihr
PE Ausdruck kommende Verständnis kirchlichen Dienstes War als umstriıttene
Meınung vertreten, ber nıcht SOZUSAaSECN lehrhafrt als die Meıinung des eUTt-
schen Episkopates vortragen. Be1i Dienstnehmern der Kıirche, die selbst der Kırche
angehören, 1St eine solche Identifikation MmMit dem Auftrag der Kıiırche un dem
jenste Jesu Christi lı Ja 1n hohem Grade wünschenswert, für einzelne be-
sonders qualifizierte Au vaben unentbehrlich, für dle Gesamtheit der 1enste
ber nıcht erfor_derlic%1; s1e 1St keinesfalls hne weıteres der VO  - selbst gegeben

noch WCN1SCI (wıe diese Meınung unterstellt) tür das Dienstverhältnis
bonstitutiv. Beweıis: ıcht NU: der mohamedanische Heızer 1mM katholischen Kran-
kenhaus, sondern auch die ın ıhrer großen Mehrzahl nıchtchristlichen Protessoren
katholischer Universitäten 1n Miıssionsländern; als Ungetaufte siınd s1e überhaupt
nıcht fahig, den Dienst Christi repräsentieren. Insoweit 1St Iso berichtigen.

Völlig unberührt davon bleibt J.s staatskirchenrechtliche Argumentatıon. In
lıegt seıne Stärke, womıiıt ıcht DESART seıin soll, al ich iıhm 1n allen Stücken olge
Hohe Anerkennung verdient, da{fß ehrlich bemüht 1St, dem weltanschaulich
pluralistischen Staat gerecht werden, uch Wenn das gew1ssen Härten für die
Kır führt, weil dieser Staat, hne S1C] selhbst uUunfireu WeTr C manche S1C]
berechtigte un: wohlbegründete Wünsche der Kıirche schlechterdings erfüllen
ann.
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Die staatskirchenrechtliche Rechtslage der 1m eNgSsSteEN 1nn des Wortes kirchlichen
Amtstrager (Bıschöfe un: Priester bzw. Pfarrer) 1St 1m wesentlichen klar und
umstrıtten; VO: iıhr braucht Nnur der Vollständigkeit willen handeln
Ahnliches gilt VO  - der Rechtslage der VO  3 der Kirche häufiger, VO  3 der kath
Kirche 1Ur verhältnismäßig selten kraft ihrer AUS Art. 137 Abs sich herleitenden
Dienstherrenschaft 1 öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis eingestellten Kirchen-beamten. Weıtaus die meılsten strıttigen der noch ungeklärten Fragen beziehen sıch
auf die unvergleichlich größere Zahl derer, die als Dienstnehmer 1M privatrecht-
lichen Dienstverhältnis ZUrrE Kirche der kirchlichen Einrichtungen stehen
denen die Kırche bzw. kirchliche Einrichtung nıcht als Dienstherrin, sondern schlicht
als Dienstgeberin gegenübertritt.

In Sachen des indıividuellen Arbeitsrechts besehen keine enswerien Schwierig-
keiten; W as strıttig 1St, gehört dem Bereich des bollektiven Arbeitsrechts
Die hier entscheidende Grundfrage spricht befremdlicherweise 1Ur einer
einzıgen Stelle ausdrücklich (Fn S51 Seıite 70) Vermag die Kırche aufgrund
der 1n das übernommenen Vorschriftt des Art. 1375 Abs WRV tür Tre Eın-
richtungen eine Regelung bspw. der Mitarbeitervertretung mIıt der leichen recht-
lıchen Wirkung treffen, W1e der Staat 1mM Betriebsverfassungsgesetz und 1n den
Personalvertretungsgesetzen tut” Kann demzufolge eın kirchlicher Dienstnehmer
die Rechte, die ıhm A4Uus einer solchen kirchlichen Regelung zustehen, notfalls VOTLT

dem staatlıchen Arbeitsgericht einklagen? Beiläufig kommt auf diese Frage zurück
(so 164, Fn 49 un: 1695, Fn 50), hne S1e jedoch vertiefen un unzweideutig
beantworten; seıne Meınung 1St offenbar bejahend. Immerhin 1St sıch klar
darüber dafß das Arbeitsgericht ıcht ansCHaNSCH werden ann,
ELW den Willen eınes kırchlichen Dienstgebers die Einführung (Wahl) eıner
Mitarbeitervertretung erzwın C w 1e nach dem BVG ansCcCSAaNSCH werden
A, für betriebsratsp lichtigen Betrieb die Wahl eınes Betriebsrats NOL-

dem Willen des Arbeitgebers durchzusetzen. Im übrigen erscheint
offenbar selbstverständlich, da{fß die staatlichen Gerichte das kirchliche MAV-

echt 5laNZ gleich W1€e das BV!  CS der das PVG behandeln, anzuwenden
und vollstrecken haben; ebenso unterstellt otffenbar die Gleichstellung einer
kirchlichen Besoldungs- der Entlohnungsordnung MIt einem Tarıfvertrag. Gerade
die Selbstverständlichkeit, mit der das geschieht, scheıint mM1r verräterisch datür
se1n, daß hier stillschweigend Aaus$s Art. I3r Abs („Körperschaft des Öffentlichen
Rechts“) argumentıert wird, der ber für das, W as 1er AaUSs ıhm hergeleitet wird,
nıchts hergibt. Hıer 1Ur die Gegenfrage: würde den „kleinen“ Kirchen, die sıch
nıcht auf Abs 5’ sondern nur auf Abs beruten können, die gleiche Machrtfülle
zuerkennen, WwW1e€e s1e hıer seiner Kırche zuschreibt?

Genau richtig schreibt I ach BWV!  C 118, Abs bzw. PVG 1A2 „bleibe die
selbständige Regelung ... den Religionsgemeinschaften . . ‚überlassen‘“
argumentiert ber SI als ob ın dieser Überlassung der Aussparung eines Rechts-
rTaumes eine Ermächtigung liege. Alles, W as un! andere miıt ıhm Aus diesen
beiden $ ableiten, trıtft INSOWELL Z als die Kırche der 1ne "irch iche Einrichtung
1n ihrer Eigenschaft als Arbeit eber die Arbeitsbedingungen ihrer eigenen Arbeit-
nehmer „selbständig ordnet verwaltet“ Art. L5 Abs WRV) Daraus tolgt
jedoch noch keineswegs hne weıteres, 1e Kirche 1n ihrer Eigenschaft als
Religionsgemeinschaft vermöge durch vVvVon ıhr erlassende esetze die Arbeits-
der Dienstverhältnisse der Arbeits- der Dienstnehmer „ihrer“ karıtatıven und
erzieherischen Einrichtungen unmittelbar un: für den staatlichen Rechtsbereich
verbindlich gestalten; azu bedürfte einer eıgenen Ermä tiıgung seitens des
Staates, W1e Ss1e den als Körperschaften des öffentlichen Rechts anerkannten Kirchen
für einzelne andere Rechtsbereiche erteilt 1St. Darum ware  E deutlich er-
cheiden zwıschen Einrichtungen 1n eıgener Trägerschaft der „verfaßten“ Kırche,
deren Arbeitgeberin SE selbst 1St, un „ihren“, iıhr zugerechneten Einrichtungen
1in „Ireier“ Trägerschaft, aut die BV!  CS un: PVG gleicherweise keine Anwendung
finden, denen die Kırche WAar AUS eistlıcher Vollmacht Weısungen erteilen, deren
Arbeitsverhältnisse und deren betrie iıche Or anısatıon S1€e ber nıcht hne weıteres
durch (Gesetz mit Wirkung für den weltliıchen Rechtsbereich gestalten kann
Das gilt insbesondere auch tür den Deutschen Carıitasverband un: VO den Eın-
riıchtungen, die ihm als Mitglieder angehören Seinen Mitgliedern gegenüber
vermag der DCV mit Wirkung 1mM welrtlichen Rechtsbereich viel un wen1g
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wıe jeder andere Vereın kraft seıiner Satzungsgewalt, der die Mitglieder durch
ıhren Beıtrıtt sıch unterworten haben Für seine Mitglieder verbindliche objektive
Re serIzen VEIMaS der DCV weder 1m staatlichen noch 1mM kirchlichen
Rechtsbereich;: tür den kırchlichen Rechtsbereich könnte allentalls der Hl Stuhl
ıhm Ollmacht dazu erteilen; für den staatlıchen Rechtsbereich könnte S1e 1Ur
VO Staat herleiten.

Wenn behauptet, da{fß „arbeitsrechtliche Verpilichtungen nıe (sıc!) ım Gewissen‘,sondern 1Ur innerhalb der Rechtsordnung binden können“ (63), 1St das den
Worten nach nackter Positivismus, der dem echt den sıttlıchen Charakter ab-
spricht. Bestimmt 111 das nıcht N, ber leider Sagt ecS, Auch wiıird
gewiß ıcht bezweifeln, dafß für den arbeitenden Menschen Gewissenspflicht 1St,die 1m Arbeitsvertrag übernommenen Verpilichtungen vollständig und zuverlässig,nıcht nach dem Buchstaben der Dienstvorschrift, sondern „gewıissenhaft“ -
tüllen.

Unzutreffend 1St die Angabe, die römische Bischofssynode 1971 habe „verfügt“S1e konnte Sar nıchts verfügen; der Papst hat ıhre Beschlüsse bestätigt,SOWeIlt S1e bereits geltendes echt wiedergeben, 1m übrigen hat sıch alles VOTLr-
behalten.

Abschließend tafßßt seıne Ergebnisse 1n Thesen (180 f. In dergroßen Mehrheit siınd sıe unbestritten; 1n einıgen wichtigen Stücken mu{fßte ıch ıhmwidersprechen; 1im Ganzen bedeutet seın Werk eine wertvolle Bereicherung des e1in-
5  5 agıgen wissenschaftlichen Schrifttums. (3 Nell-Breuning, S. J
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